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Auswirkungen des Samenspenderregistergesetzes  
auf die Entnahmeeinrichtungen und die Einrichtungen 

der medizinischen Versorgung
A. Theodoridis1, J. Taupitz1, H. Kentenich2

�� I. Einleitung

Jedes Jahr kommen in Deutschland mehr 
als 1000 Kinder im Wege der heterolo­
gen Samenspende auf die Welt [1]. Das 
Bundesverfassungsgericht hat diesen 
Kindern bereits im Jahr 1989 das Recht 
auf Kenntnis der eigenen Abstammung 
eingeräumt, welches aus dem allgemei­
nen Persönlichkeitsrecht gemäß Art. 2 
Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG her­
zuleiten ist1. Gesetzliche Vorschriften, 
welche die Durchsetzung dieses Rechts 
regelten, gab es bis zum Inkrafttreten des 
neuen Gesetzes nicht. Allein die Recht­
sprechung räumte den durch heterologe 
Samenspende gezeugten Kindern einen 
Auskunftsanspruch ein2. In einer Reihe 
von Gerichtsentscheidungen wurde ein 
Auskunftsanspruch des Kindes gegen 
den behandelnden Arzt aus dem Grund­
satz von Treu und Glauben gemäß § 242 
BGB entwickelt3. Der behandelnde Arzt 

musste hiernach bei einer Anfrage des 
Kindes das Recht auf Kenntnis der ei­
genen Abstammung und das Recht des 
Spenders auf Geheimhaltung gegenein­
ander abwägen. In der Regel überwog 
das Recht des Kindes, sodass der Arzt 
dem Kind Auskunft über die Identität des 
Spenders geben musste.

Dieser uneffektiven Verfahrensweise 
wurde mit dem Inkrafttreten des SaRegG 
ein Ende gesetzt. Der Auskunftsanspruch 
richtet sich nicht mehr gegen den Arzt, 
sondern gegen das Deutsche Institut für 
Medizinische Dokumentation und Infor­
mation (DIMDI). Hierbei handelt es sich 
um eine Behörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Gesundheit, bei 
welcher zum Zweck der Verwirklichung 
des Rechts auf Kenntnis der eigenen 
Abstammung gemäß § 1 SaRegG ein Sa­
menspenderregister errichtet und geführt 
wird. Dieses Register enthält die Daten 
bezüglich der Identität des Samenspen­
ders. Eine Person, die vermutet, durch 
heterologe Verwendung von Samen bei 
einer ärztlich unterstützten künstlichen 
Befruchtung gezeugt worden zu sein, 
kann gem. § 10 SaRegG gegenüber dem 

DIMDI einen Anspruch auf Auskunft 
aus dem Samenspenderregister geltend 
machen. Zu berücksichtigen ist aller­
dings, dass das DIMDI lediglich das letz­
te Glied der Informationskette darstellt. 
Die effektive Durchsetzung des Aus­
kunftsanspruchs gegen das DIMDI setzt 
eine gewisse Vorarbeit voraus, welche 
von den Entnahmeeinrichtungen und den 
Zentren der medizinischen Versorgung 
geleistet wird. Der folgende Beitrag soll 
eine Übersicht über die Auswirkungen 
des neuen Gesetzes auf die Ärzteschaft 
geben. Nicht eingegangen wird auf die 
vom Gesetz nicht erfassten Fälle, in de­
nen der Spendersamen nicht im Rahmen 
einer ärztlich unterstützen künstlichen 
Befruchtung, sondern über eine „Becher­
spende“ im „privaten System“ verwendet 
wird (siehe dazu [2]).

�� II. Auswirkungen auf die 
Entnahmeeinrichtungen

Die Informationsbeschaffung, welche 
dem Kind letztlich den Auskunfts­
anspruch gegen das DIMDI ermöglicht, 
beginnt bei den Entnahmeeinrichtun­
gen.
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Am 01.07.2018 ist das Gesetz zur Regelung des Rechts auf Kenntnis der eigenen Abstammung in Kraft getreten (BGBl. 2017 I, S. 2513). Das 
neue Gesetz enthält in seinem ersten Artikel das Samenspenderregistergesetz (SaRegG), welches die Durchsetzung des Rechts des Kindes 
auf Kenntnis seiner Abstammung regelt. Der zweite Artikel ändert das Bürgerliche Gesetzbuch, indem die Feststellung der Vaterschaft des 
Samenspenders ausgeschlossen wird, sofern die Samenspende im Rahmen einer ärztlich unterstützten künstlichen Befruchtung verwen-
det wurde. Das SaRegG bringt eine Reihe von Neuregelungen mit sich, die sich erheblich auf die Praxis der Entnahmeeinrichtungen und der 
Zentren der medizinischen Versorgung auswirken. Diese Neuregelungen und die daraus resultierenden Folgen werden im folgenden Bei-
trag erläutert.

Schlüsselwörter: SaRegG, Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung, Entnahmeeinrichtungen, Zentren der medizinischen Versorgung

On 01.07.2018 the law on regulating the right to know one's own descent came into force (BGBl. 2017 I, p. 2513). That new law contains in its 
first article the Sperm Donor Register Act (SaRegG), which regulates the enforcement of the right of the child to know his own descent. The 
second article amends the Civil Code by excluding the determination of the paternity of the sperm donor, provided that the sperm donation 
was used in the context of medically assisted artificial insemination. The SaRegG introduces a number of new regulations, which have a con-
siderable impact on the practice of the sperm banks and the centers of medical care. These new regulations and the consequences result-
ing from them are explained in the following article. J Reproduktionsmed Endokrinol_Online 2018; 15 (4): 174–9.

Key words: Sperm Donor Register Act, right of the child to know his own descent, sperm bank, center of medical care
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1. Datengewinnung und Daten-
speicherung
Eine Einrichtung, in der Samen zur he­
terologen Verwendung für eine ärztlich 
unterstützte künstliche Befruchtung ge­
wonnen wird (Entnahmeeinrichtung), hat 
gemäß § 2 Abs. 2 S. 1 SaRegG folgende 
personenbezogenen Daten des Samen­
spenders zu erheben und zu speichern: 
Familienname und, sofern abweichend, 
Geburtsname, Vornamen, Geburtstag 
und Geburtsort, Staatsangehörigkeit und 
Anschrift. Diese Daten stimmen zwar 
überwiegend mit denjenigen Daten über­
ein, welche die Entnahmeeinrichtung be­
reits vor dem Inkrafttreten des SaRegG 
für die Spenderakte und den Entnah­
mebericht gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 2 Nr. 2 TPG-GewV erheben musste 
und weiterhin erheben muss. Neu ist je­
doch, dass nach dem SaRegG auch die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift 
des Samenspenders gespeichert werden 
müssen. Diese weiterreichenden Infor­
mationen dienen der Auffindbarkeit des 
Samenspenders. Trotz überwiegender 
Übereinstimmung sind gemäß § 2 Abs. 
4 SaRegG die personenbezogenen Daten 
des Spenders getrennt von den Daten 
für den Entnahmebericht und die Spen­
derakte zu speichern. Diese getrennte 
Speicherung soll sicherstellen, dass die 
für die Spenderakte des DIMDI vorge­
sehenen Daten nicht auch versehentlich 
für andere Zwecke verwendet werden 
können4. Die Daten, welche für die 
Spenderakte und den Entnahmebericht 
zu speichern sind, bleiben gemäß § 15 
Abs. 2 TPG für die Dauern von 30 Jahren 
gespeichert. Auch die Pflicht, die Spen­
denkennungssequenz nach § 41b Abs. 1 
S. 3 AMWHV oder die Spendennummer 
nach § 41b Abs. 2 S. 1 AMWHV zu 
speichern, bleibt gemäß § 2 Abs. 2 S. 2 
SaRegG neben den restlichen Speiche­
rungspflichten bestehen.

Zusätzlich zu den Pflichtangaben be­
züglich der Identität des Spenders hat 
die Entnahmeeinrichtung nach § 2 Abs. 
3 SaRegG aufgrund einer schriftlichen 
Einwilligung des Samenspenders wei­
tere (freiwillige) Angaben zu dessen 
Person (z. B. Hobbys, Haarfarbe, Größe) 
und Beweggründen für die Samenspen­
de zu speichern. Die Pflichtangaben und 
die freiwilligen Angaben nach § 2 Abs. 

2 und Abs. 3 SaRegG sind bei den Ent­
nahmeeinrichtungen für die Dauer von 
10 Jahren zu speichern. Die Daten sind 
gem. § 2 Abs. 4 SaRegG unverzüglich 
zu löschen, wenn der Samenspender der 
heterologen Verwendung des Samens 
vor der Verwendung widerspricht. Die 
freiwilligen Angaben i. S. v. § 2 Abs. 3 
SaRegG sind gemäß § 2 Abs. 4 SaRegG 
auch nach der Samenverwendung zu lö­
schen, sobald der Samenspender seine 
Einwilligung gegenüber der Entnahme­
einrichtung widerrufen hat. Der Wider­
spruch und der Widerruf können sowohl 
schriftlich als auch in Textform erfolgen. 
Dadurch, dass an die Textform keine 
hohen Anforderungen gestellt werden 
(bereits eine einfache E-Mail oder eine 
SMS genügen5), besteht ein hohes Miss­
brauchsrisiko. Um sicherzustellen, dass 
der Widerspruch oder der Widerruf tat­
sächlich von dem Samenspender stammt, 
ist daher den Entnahmeeinrichtungen 
zu empfehlen, stets zusätzlich eine un­
terschiebende Erklärung einzufordern. 
Zwar ist dadurch das Missbrauchsrisi­
ko nicht gänzlich ausgeschlossen. Die 
Identifizierung des Samenspenders wird 
allerdings wesentlich erleichtert und die 
Authentizität der Erklärung kann besser 
überprüft werden. Legt der Samenspen­
der keine unterschriebene Erklärung vor, 
darf die Entnahmeeinrichtung jedoch 
nicht ohne weiteres davon ausgehen, 
dass kein Widerspruch oder Widerruf 
erfolgt ist. Da Schriftform nach dem 
SaRegG gerade nicht erforderlich ist, 
hat die Entnahmeeinrichtung in einem 
solchen Fall mit zumutbarem Aufwand 
zu ermitteln, ob der Samenspender nicht 
doch einen Widerruf oder Widerspruch 
in Textform erklärt hat.

Das SaRegG sieht keine bestimmte 
Form für die Datenspeicherung vor. Da 
zwischen dem Samenspender und der 
Entnahmeeinrichtung wohl ein Behand­
lungsvertrag nach § 630a BGB geschlos­
sen wird, können die Grundsätze der 
§§ 630a ff. BGB herangezogen werden. 
Der behandelnde Arzt ist gemäß § 630f 
Abs. 1 BGB dazu verpflichtet, eine Pa­
tientenakte in Papierform oder elektro­
nisch zu führen. Es ist daher davon 
auszugehen, dass auch die Speicherung 
der personenbezogenen Daten sowohl in 
Papierform als auch elektronisch erfol­
gen kann. Um die spätere Weiterleitung 
der Daten an die Zentren der medizini­

schen Versorgung und an das DIMDI zu 
erleichtern, ist jedoch eine digitale Da­
tenspeicherung zu empfehlen.

2. Aufklärungspflichten
Das SaRegG ordnet für die Entnahme­
einrichtung in § 2 Abs. 1 S. 1 SaRegG 
eine Reihe von Aufklärungspflichten an.

Die Entnahmeeinrichtung hat den Samen­
spender zunächst gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 SaRegG darüber aufzuklären, dass 
den durch heterologe Samenspende ge­
zeugten Kindern ein Auskunftsanspruch 
gegen das DIMDI zusteht. Dem Samen­
spender muss die Bedeutung des Rechts 
auf Kenntnis der eigenen Abstammung 
für die Entwicklung eines Menschen 
nähergebracht werden. Darüber hinaus 
muss er auf die Möglichkeit einer spezia­
lisierten Beratung hingewiesen werden.

Ferner muss die Entnahmeeinrichtung 
gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SaRegG den 
Samenspender darüber aufklären, dass 
sie verpflichtet ist, die personenbezoge­
nen Daten zu erheben und diese sowie 
die Spendenkennungssequenz oder die 
eindeutige Spendennummer für die Dau­
er von 10 Jahren zu speichern.

Der Samenspender ist nach § 2 Abs. 1 
S. 1 Nr. 3 SaRegG über den Umfang 
der Verarbeitung seiner personenbezo­
genen Daten bei der Entnahmeeinrich­
tung zu informieren. Ihm muss nicht nur 
die Übermittlung seiner Daten an das 
DIMDI, sondern auch die dortige Spei­
cherung für die Dauer von 110 Jahren 
deutlich gemacht werden. Auch über 
sein Recht, die freiwilligen Angaben 
über seine Person jederzeit widerrufen 
zu können, muss er aufgeklärt werden.

Zusätzlich ist die Entnahmeeinrichtung 
gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SaRegG dazu 
verpflichtet, den Samenspender darüber 
zu informieren, dass das DIMDI ihn nach 
der erfolgreich durchgeführten künstli­
chen Befruchtung gemäß § 7 Abs. 4 Sa­
RegG von der Speicherung seiner Daten 
im Samenspenderregister in Kenntnis 
setzen und dass es dazu bei Bedarf eine 
Anfrage zu seinen Anschriftdaten bei der 
Meldebehörde durchführen wird.

Dem Samenspender muss zudem nach 
§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 SaRegG die Ver­
pflichtung des DIMDI zur Auskunftser­
teilung gegenüber den Kindern anschau­
lich gemacht werden.

4Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 25 5Vgl. § 126b BGB
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Gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 SaRegG 
muss die Aufklärung darüber hinaus die 
Verpflichtung des DIMDI umfassen, den 
Samenspender über das mögliche Aus­
kunftsersuchen eines durch seinen Sa­
men gezeugten Kindes zu informieren.

Abschließend muss der Samenspender 
nach § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 SaRegG da­
rüber aufgeklärt werden, dass er gemäß 
§ 1600d Abs. 4 BGB nicht als Vater des 
Kindes festgestellt werden kann.

Der Samenspender hat der Entnahmeein­
richtung schriftlich zu bestätigen, dass er 
gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 SaRegG aufge­
klärt worden ist und die dort genannten 
Aufklärungsinhalte verstanden hat (§  2 
Abs. 1 S. 2 SaRegG). Diese schriftliche 
Bestätigung dient als Beweis für die ord­
nungsgemäße Aufklärung und sichert 
somit die Entnahmeeinrichtung rechtlich 
ab. Zusätzlich verlangt allerdings §  4 
Abs. 1 Nr. 1 Embryonenschutzgesetz 
auch die Einwilligung des Samenspen­
ders, dass sein Samen zur Befruchtung 
einer Eizelle verwendet wird. Auch diese 
Einwilligung sollte sich die Entnahme­
einrichtung in Schriftform geben lassen.

Das SaRegG enthält keine Aussage dazu, 
wer den Samenspender aufzuklären hat. 
Eine Überlegung wäre, entsprechend der 
Regelung zum Behandlungsvertrag in 
§ 630e Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BGB die Auf­
klärung lediglich durch den Behandeln­
den oder eine Person, die über die zur 
Durchführung der (medizinischen) Maß­
nahme notwendige Ausbildung verfügt, 
zuzulassen. Zu berücksichtigen ist je­
doch, dass die Gesetzesbegründung den 
aufklärungsberechtigten Personenkreis 
ausdrücklich erweitert6. Die Aufklärung 
kann hiernach dadurch sichergestellt 
werden, dass diese entweder in der Ent­
nahmeeinrichtung selbst durch geeig­
netes Personal oder auch extern z.  B. 
durch einen Rechtsanwalt oder durch 
einen Notar erfolgt. In der Tat umfasst 
die Aufklärung vor allem (datenschutz-)
rechtliche Fragen, für die spezifisch ärzt­
liche Kenntnisse nicht erforderlich sind.

Diese Überlegungen haben möglicher­
weise auch Auswirkungen auf die for­
mellen Anforderungen an die Aufklä­
rung. Man könnte eine Aufklärung durch 

schriftliche Aufklärungsformulare genü­
gen lassen. Zu berücksichtigen ist je­
doch, dass die Aufklärungsinhalte einen 
höchstsensiblen Bereich der Persönlich­
keitssphäre betreffen. Auch können von 
Seiten des Samenspenders Fragen auf­
kommen, welche sich lediglich in einem 
persönlichen Gespräch beantworten las­
sen. Die Aufklärung ist daher jedenfalls 
auch mündlich vorzunehmen, wie es 
§ 630e Abs. 2 BGB ganz allgemein für 
den Behandlungsvertrag vorschreibt.

Wer im Falle einer Beauftragung eines 
Rechtsanwalts oder eines Notars die 
Kosten der Aufklärung tragen muss, 
wird weder im Gesetz noch in der Geset­
zesbegründung erläutert. Da die Aufklä­
rung des Samenspenders in den Aufga­
benkreis der Entnahmeeinrichtung fällt, 
kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass die Kosten der Beauftragung einer 
externen Person von der Entnahmeein­
richtung zu tragen sind.

3. Weiterleitung des Samens 
und der Daten
Die Entnahmeeinrichtung darf gem. § 3 
Abs. 1 SaRegG Samen zur heterologen 
Verwendung für eine ärztlich unterstütze 
künstliche Befruchtung nur an eine Ein­
richtung der medizinischen Versorgung 
im Sinne des § 1a Nummer 9 TPG abge­
ben. Nach § 1a Nummer 9 TPG ist eine 
Einrichtung der medizinischen Versor­
gung ein Krankenhaus oder eine andere 
Einrichtung mit unmittelbarer Patien­
tenbetreuung, die fachlich-medizinisch 
unter ständiger ärztlicher Leistung steht 
und in der ärztliche medizinische Leis­
tungen erbracht werden. Die Samenwei­
terleitung setzt gemäß § 3 Abs. 1 SaRegG 
weiter voraus, dass der Samenspender 
die Aufklärung nach § 2 Abs. 1 SaRegG 
schriftlich bestätigt hat. Zu beachten ist, 
dass eine Abgabe des Samens i. S. v. § 13 
Abs. 3 SaRegG auch dann zu bejahen ist, 
wenn die Entnahmeeinrichtung und das 
Zentrum der medizinischen Versorgung 
eine Einheit bilden oder einer solchen 
angehören7. Darüber hinaus hat die Ent­
nahmeeinrichtung bei der Abgabe des 
Samens zur heterologen Verwendung 
für eine ärztlich unterstützte künstliche 
Befruchtung gemäß § 3 Abs. 2 SaRegG 
der Einrichtung der medizinischen Ver­
sorgung die Spendenkennungssequenz 

oder die eindeutige Spendennummer 
zu übermitteln. Die personenbezoge­
nen Daten des Spenders werden erst zu 
einem späteren Zeitpunkt unmittelbar an 
das DIMDI weitergeleitet. Dieser spe­
zielle Übermittlungsweg soll erreichen, 
dass die jeweilige Einrichtung nur so 
viele Daten besitzt, wie unbedingt not­
wendig sind.

Sobald das DIMDI Kenntnis von der 
Geburt des Kindes erlangt, fordert es 
gemäß § 7 Abs. 2 SaRegG von der 
Entnahmeeinrichtung unter Nennung 
der Spendenkennungssequenz oder der 
eindeutigen Spendennummer die Daten 
des Samenspenders an. Die Entnahme­
einrichtung hat dann gemäß § 6 Abs. 4 
SaRegG dem DIMDI die personenbe­
zogenen Daten des Spenders nach § 2 
Abs. 2 S. 1 SaRegG und seine freiwil­
ligen Angaben nach § 2 Abs. 3 SaRegG 
zu übermitteln. Falls der Samenspender 
nach § 2 Abs. 3 S. 2 SaRegG seine Ein­
willigung in die weitere Speicherung der 
nach § 2 Abs. 3 S. 1 SaRegG gemachten 
freiwilligen Angaben (schriftlich oder 
in Textform) widerruft, teilt die Entnah­
meeinrichtung dies dem DIMDI unver­
züglich (also ohne schuldhaftes Zögern) 
mit (§ 6 Abs. 4 SaRegG). Für den um­
gekehrten Fall, dass der Samenspender 
den Widerruf seiner Einwilligung in die 
Speicherung der freiwilligen Angaben 
gegenüber dem DIMDI erklärt (auch die­
se Widerrufsmöglichkeit sieht § 2 Abs. 3 
S. 2 SaRegG ausdrücklich vor), enthält 
das SaRegG keine Mitteilungspflicht des 
DIMDI gegenüber der Entnahmeeinrich­
tung. Dies kann dazu führen, dass die 
freiwilligen Angaben trotz Widerrufs bei 
der Entnahmeeinrichtung für die Dau­
er von 10 Jahren gespeichert bleiben. 
Man wird aber davon ausgehen können, 
dass das DIMDI die Information über 
einen solchen Widerruf durchaus an die 
Entnahmeeinrichtung geben darf8. Die 
Übermittlung der Daten an das DIMDI 
erfolgt gemäß § 6 Abs. 5 SaRegG durch 
ein vom DIMDI erstelltes Formblatt, 
welches auch elektronisch zur Verfü­
gung gestellt und genutzt werden kann. 
Dadurch soll eine Vereinfachung der 
Übermittlung erreicht und sollen Fehler 
möglichst vermieden werden9.

6Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 23

7Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 35

8Vgl. § 25 Abs. 2 S. 1 BDSG
9Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 30
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4. Übergangsregelung
Die Regelungen des SaRegG gelten für 
die heterologen Samenspenden, die ab 
dem 01.07.2018 durchgeführt werden. 
Ob und wie die Entnahmeeinrichtungen 
den bereits zuvor gespendeten Samen 
verwenden dürfen und wie mit den be­
reits gespeicherten Daten zu verfahren 
ist, wird in § 13 SaRegG geregelt. Ziel 
des § 13 SaRegG ist es, die Vernichtung 
des bereits gespendeten Samens zu ver­
hindern, zugleich aber auch die Aufklä­
rung des Samenspenders sicherzustellen. 
Grundsätzlich ist eine nachträgliche Ver­
wendung des zuvor gespendeten Samens 
erlaubt, sofern die Voraussetzungen des 
SaRegG nachträglich erfüllt werden. 
Die Samenweitergabe an eine Einrich­
tung der medizinischen Versorgung setzt 
daher die nachträgliche Aufklärung des 
Samenspenders i. S. v. § 2 Abs. 1 S. 1 
SaRegG voraus. Die Auffindbarkeit des 
Samenspenders durch die Entnahmeein­
richtung ist dadurch gewährleistet, dass 
die Entnahmeeinrichtung bereits vor 
Inkrafttreten des SaRegG den Namen 
und die Anschrift des Samenspenders 
für den Entnahmebericht nach § 5 Abs. 2 
Nr. 2 TPG-GewV speichern musste. 
Der Samenspender muss ferner darüber 
informiert werden, dass er der Verwen­
dung seines Samens widersprechen 
kann. Weiter muss der Samenspender 
die nachträgliche Aufklärung schriftlich 
bestätigen. Wenn der Samenspender der 
heterologen Verwendung seines Samens 
nicht widerspricht und die Entnahmeein­
richtung die personenbezogenen Daten 
des Samenspenders und die Spenden­
kennungssequenz oder die eindeutige 
Spendennummer nach § 2 Abs. 2 S. 2 
SaRegG gespeichert hat, kann die Ent­
nahmeeinrichtung sodann den Samen 
an eine Einrichtung der medizinischen 
Versorgung abgeben.

Der gespendete Samen eines unauffind­
baren Spenders darf hingegen nicht abge­
geben werden. Ob dies mit dem Recht auf 
Fortpflanzungsfreiheit des Samenspen­
ders vereinbar ist, der ja immerhin der 
Verwendung seines Samens zur Befruch­
tung früher zugestimmt hat, bei ordnungs­
gemäßer Aufklärung auch vom Recht des 
Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung 
weiß und nun lediglich nicht über die neu 
eingeführten Datenspeicherungs-, Daten­
weitergabe- und Auskunftsmodalitäten 
(insbesondere bezogen auf das DIMDI) 
informiert ist, kann mit guten Gründen 
bezweifelt werden.

Hat eine Entnahmeeinrichtung bereits vor 
Inkrafttreten des SaRegG den Samen zur 
heterologen Verwendung an eine Einrich­
tung der medizinischen Versorgung abge­
geben, hat sie die nach § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 
1 und 8 der TPG-Gewebeverordnung do­
kumentierten Angaben 110 Kalenderjahre 
nach der Gewinnung des Samens aufzube­
wahren, soweit diese (nach früherem Be­
rufsrecht nur für 10 Jahre, seit 01.08.2007 
gemäß § 15 Abs. 2 TPG für 30 Jahre auf­
zubewahrenden (siehe dazu [2]) Daten 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge­
setzes (!) noch vorhanden sind (§ 13 Abs. 
3 SaRegG). Nach Ablauf der Aufbewah­
rungsdauer sind die Daten zu löschen.

5. Rechtsfolgen eines 
Verstoßes gegen das SaRegG
Erhebt oder speichert die Entnahme­
einrichtung die personenbezogenen Daten 
des Samenspenders und die Spendenken­
nungssequenz oder die eindeutige Spen­
dennummer vorsätzlich oder fahrlässig 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig, handelt sie ordnungs­
widrig. Dasselbe gilt auch für den Fall, 
dass sie entgegen § 3 Abs. 1 SaRegG 
eine Samenspende abgibt oder die erfor­
derlichen Daten nicht ordnungsgemäß 
übermittelt. Eine Ordnungswidrigkeit 
ist auch dann gegeben, wenn die perso­
nenbezogenen Daten nicht zum Zwecke 
der Wahrung des Rechts auf Kenntnis 
der eigenen Abstammung erhoben und 
gespeichert werden. Die Ordnungswid­
rigkeit kann gemäß § 12 Abs. 2 SaRegG 
mit einer Geldbuße bis zu EUR 30.000 
beziehungsweise bis zu EUR 5000 geahn­
det werden. Die Bußgeldbewehrung soll 
die Einhaltung der Vorschriften und somit 
auch die Verwirklichung des Auskunfts­
rechts des Kindes gewährleisten10. Darü­
ber hinaus sollen der Samenspender und 
die Empfängerin vor einer zweckwidrigen 
Datennutzung geschützt werden11.

�� III. Auswirkungen auf  
die Einrichtungen der 
medizinischen Versorgung

1. Datengewinnung und Daten-
speicherung
Nicht nur die Entnahmeeinrichtung, son­
dern auch die Einrichtung der medizini­

schen Versorgung hat personenbezogene 
Daten zu speichern. Gemäß § 5 Abs. 2 
SaRegG ist die Einrichtung der medizi­
nischen Versorgung dazu verpflichtet, 
vor der heterologen Verwendung von Sa­
men folgende personenbezogenen Daten 
der Empfängerin der Samenspende zu 
erheben und zu speichern: Familienname 
und, sofern abweichend, Geburtsname, 
Vornahmen, Geburtstag und Geburtsort 
und Anschrift. Ferner sind der Name und 
die Anschrift der Entnahmeeinrichtung, 
von der sie den Samen erhalten hat, so­
wie die Spendenkennungssequenz oder 
die eindeutige Spendennummer zu erhe­
ben und zu speichern.

Nach der heterologen Verwendung von 
Samen hat die Einrichtung der medizi­
nischen Versorgung gemäß § 5 Abs. 3 
SaRegG den Zeitpunkt der Verwendung, 
den Eintritt der hierdurch herbeigeführ­
ten Schwangerschaft sowie den errech­
neten Geburtstermin zu dokumentieren 
und zu speichern. Sobald die Einrichtung 
Kenntnis von der Geburt des Kindes oder 
der Kinder erlangt, hat sie nach § 5 Abs. 
4 SaRegG auch dieses Datum unverzüg­
lich zu speichern. Sofern die Empfänge­
rin der Einrichtung der medizinischen 
Versorgung den Geburtstermin nicht von 
sich aus mitteilt, hat die Einrichtung ge­
mäß § 5 Abs. 4 SaRegG die Empfängerin 
zu kontaktieren und die Information zu 
erfragen.

Die Daten sind gemäß § 5 Abs. 5 SaRegG 
nach Ablauf von 6 Monaten nach deren 
Übermittlung an das DIMDI oder dann 
zu löschen, wenn der Einrichtung der 
medizinischen Versorgung bekannt ist, 
dass die heterologe Verwendung von Sa­
men nicht zum Erfolg geführt hat. Aus 
datenschutzrechtlichen Gründen sind die 
personenbezogenen Daten der Empfän­
gerin gemäß § 5 Abs. 6 SaRegG getrennt 
von den Angaben, die die Einrichtung 
der medizinischen Versorgung nach § 7 
der TPG-GewV zu dokumentieren hat, 
zu speichern. Dadurch soll sichergestellt 
werden, dass die Daten der Empfängerin 
nicht versehentlich für andere Zwecke 
als für die Verwirklichung des Rechts auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung ver­
wendet werden können12. Die Datenspei­
cherung kann auch hier in Papierform 
oder digital erfolgen (siehe II/1.)10Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 

auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 33
11Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 34

12Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts 
auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer 
Verwendung von Samen, BT-Drs. 18/11291, S. 29
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2. Aufklärungspflichten
Auch für die Einrichtungen der medizi­
nischen Versorgung sieht das SaRegG 
eine Reihe von Aufklärungspflichten vor. 
Die Empfängerin muss zunächst gemäß 
§ 4 S. 1 Nr. 1 SaRegG darüber aufgeklärt 
werden, dass das heterolog gezeugte 
Kind einen Anspruch auf Auskunft ge­
gen das DIMDI hat. Auch ihr muss die 
Tragweite des Rechts auf Kenntnis der 
eigenen Abstammung sowie die Bedeu­
tung einer altersgerechten Aufklärung 
des Kindes hinsichtlich seiner Zeugung 
nähergebracht werden. Weiter muss auf 
die Möglichkeit einer professionellen 
Beratung durch spezialisierte Einrich­
tungen hingewiesen werden. Darüber 
hinaus muss die Empfängerin nach § 4 
S. 1 Nr. 2 SaRegG über die Pflicht der 
Einrichtung der medizinischen Versor­
gung, ihre personenbezogenen Daten zu 
erheben, zu speichern und an das DIMDI 
weiterzuleiten, informiert werden. Sie 
muss nach § 4 S. 1 Nr. 3 SaRegG über 
die Speicherung der Daten und die Dauer 
der Speicherung im Samenspenderregis­
ter aufgeklärt werden. Weiter muss ihr 
gemäß § 4 S. 1 Nr. 4 und Nr. 5 SaRegG 
die Verpflichtung des DIMDI zur Aus­
kunftserteilung und das diesbezügliche 
Auskunftsverfahren mitgeteilt werden. 
Schließlich ist die Empfängerin gemäß 
§ 4 S. 1 Nr. 6 SaRegG auch über die Tat­
sache aufzuklären, dass der Samenspen­
der nicht als Vater des Kindes festgestellt 
werden kann. Auch die Aufklärung der 
Frau kann nach der Gesetzesbegrün­
dung nicht nur in der Einrichtung der 
medizinischen Versorgung, sondern 
auch durch geeignetes externes Perso­
nal erfolgen (siehe II/2). Da bezüglich 
der Frau allerdings in weitaus größerem 
Maße als bezüglich des Samenspenders 
medizinische Aspekte aufklärungsbe­
dürftig sind, muss jedenfalls auch eine 
ärztliche Aufklärung im persönlichen 
Gespräch stattfinden. Eine Trennung der 
datenschutzrechtlichen Aufklärung von 
der medizinischen Aufklärung ist kaum 
empfehlenswert.

3. Datenweiterleitung an das 
DIMDI
Sobald die Einrichtung der medizini­
schen Versorgung Kenntnis von der Ge­
burt des Kindes oder der Kinder erlangt 
hat, hat sie gemäß § 6 Abs. 1 SaRegG 
dem DIMDI die personenbezogenen 
Daten der Empfängerin, das Geburtsda­
tum des Kindes oder der Kinder und die 
Anzahl der Kinder mitzuteilen. Für den 

Fall, dass die Einrichtung der medizini­
schen Versorgung keine Kenntnis von 
der Geburt erlangt hat, regelt § 6 Abs. 
2 SaRegG, dass sie spätestens 4 Mona­
te nach dem errechneten Geburtstermin 
dem DIMDI die personenbezogenen 
Daten der Empfängerin und den errech­
neten Geburtstermin weiterleiten muss. 
Dies gilt nach § 6 Abs. 3 SaRegG nur 
dann nicht, wenn der Einrichtung der 
medizinischen Versorgung bekannt ist, 
dass die heterologe Verwendung von 
Samen nicht zum Erfolg geführt hat. Die 
Datenübermittlung erfolgt über das vom 
DIMDI zur Verfügung gestellte Form­
blatt gemäß § 6 Abs. 5 SaRegG.

4. Übergangsregelung
Wurde der durch die Entnahmeeinrich­
tung gewonnene Samen bereits vor dem 
Inkrafttreten des SaRegG an die Ein­
richtung der medizinischen Versorgung 
weitergeleitet, darf dieser nur dann ver­
wendet werden, wenn den Anforderun­
gen des SaRegG nachträglich Rechnung 
getragen wird (siehe II/4). Der Samen­
spender und die Empfängerin müssen 
ordnungsgemäß aufgeklärt werden. Der 
gespendete Samen eines unauffindba­
ren Spenders darf gemäß § 13 Abs. 2 
SaRegG nicht verwendet werden. Bereits 
oben wurde dargestellt, dass diese Rege­
lung verfassungsrechtlich zweifelhaft ist.

Fraglich ist, was geschehen darf, wenn 
die Eizelle einer Frau bereits mit dem 
Samen imprägniert und die imprägnierte 
Eizelle im Vorkernstadium kryokonser­
viert wurde. Die Weiterkultivierung und 
Übertragung dieser bereits vorhandenen 
Vorkernstadien wäre nach dem SaRegG 
verboten, wenn es sich hierbei um ein 
„Verwenden des Samens“ handeln wür­
de. Das OLG Rostock hat in einem Urteil 
zur Herausgabe von imprägnierten Eizel­
len nach dem Tode des Mannes entschie­
den, dass der Samen bereits durch den 
Vorgang der Imprägnierung „verwen­
det“ wurde13. Überträgt man diese Auf­
fassung auf die Regelung des SaRegG, 
stellen das spätere Auftauen und die 

Vollendung des Befruchtungsvorgangs 
kein „Verwenden“ des Samens dar und 
bedürfen daher auch nicht der nachträg­
lichen Aufklärung des Samenspenders. 
Das Weiterkultivieren einer 2-PN-Zelle 
ist somit auch dann möglich, wenn der 
Samenspender unauffindbar ist. Ein an­
deres Ergebnis würde wohl ohnehin ge­
gen die Fortpflanzungsfreiheit der Frau 
verstoßen. Dies gilt erst recht für den 
Fall, dass bei der Frau bereits eine erfolg­
reiche künstliche Befruchtung mit dem 
Samen desselben Spenders durchgeführt 
wurde und nun ein weiteres Geschwis­
terkind, das vom selben Mann abstammt, 
erzeugt werden soll.

Wurde der Samen von der Einrichtung 
der medizinischen Versorgung vor In­
krafttreten des Gesetzes bereits verwen­
det, hat diese gemäß § 13 Abs. 4 SaRegG 
die nach § 7 der TPG-GewV zu spei­
chernden Daten der Empfängerin statt 30 
Jahre nunmehr 110 Jahre zu speichern. 
Nach Ablauf der Aufbewahrungsdauer 
sind die Daten zu löschen.

5. Rechtsfolgen eines 
Verstoßes gegen das SaRegG
Die Einrichtung der medizinischen Ver­
sorgung muss gemäß § 12 Abs. 1 SaRegG 
mit einem Bußgeld rechnen, wenn sie die 
erforderlichen Daten nicht ordnungsge­
mäß erhebt oder nicht ordnungsgemäß 
weiterleitet. Auch die zweckwidrige 
Datenerhebung und Datennutzung stellt 
eine Ordnungswidrigkeit dar. Nach § 12 
Abs. 2 SaRegG kann die Ordnungswid­
rigkeit mit einer Geldbuße bis zu EUR 
5000,- geahndet werden.

�� IV. Ungeregelte Materien

Das SaRegG lässt einige Fragen, welche 
die Praxis der Entnahmeeinrichtungen 
und der Einrichtungen der medizinischen 
Versorgung betreffen, unbeantwortet.

Ungeregelt bleibt zunächst die Frage, 
ob ein Arzt die heterologe Samenspen­
de bei einer alleinstehenden Frau oder 
bei einem lesbischen Paar durchführen 
darf. Eine diesbezügliche Einschrän­
kung enthielt die (Muster-)Richtlinie 
der Bundesärztekammer zur Durch­
führung der assistierten Reproduktion. 
Methoden der assistierten Reproduk­
tion konnten hiernach unter Beachtung 
des Kindeswohls grundsätzlich nur bei 
Ehepaaren oder auch bei einer nicht 
verheirateten Frau angewandt werden, 

13OLG Rostock, Urt. V. 7.5.2010 – 7 U 67/09, 
MedR 2010, S. 874-878. Das Urteil betraf aller­
dings § 4 Abs. 1 Nr. 3 Embryonenschutzgesetz; 
dort wird nicht das „Verwenden“ von Samen nach 
dem Tod des Mannes verboten, sondern das „Be­
fruchten“ einer Eizelle mit dem Samen eines Man­
nes nach dessen Tod. Ob der Begriff „Befruchten“ 
einem „Verwenden des Samens“ entspricht, ist 
umstritten, siehe Taupitz in: Günther HL, Tau­
pitz J, Kaiser P, Embryonenschutzgesetz, 2. Aufl. 
2014, S. 319 (C.II. § 4 Rn. 35)
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wenn der behandelnde Arzt zu der Ein­
schätzung gelangt ist, dass die Frau mit 
einem nicht verheirateten Mann in einer 
festgefügten Partnerschaft zusammen­
lebt und dieser Mann die Vaterschaft an 
dem so gezeugten Kind anerkennen wird 
(Punkt 3.1.1. der Musterrichtlinie)14. 
Der Vorstand der Bundesärztekammer 
hat allerdings beschlossen, dass diese 
Richtlinie gegenstandslos sei15. Sofern 
einzelne Landesärztekammern eine ent­
sprechende Regelung in ihr förmliches 
Recht (insbesondere die Berufsordnung) 
übernommen und bisher nicht aufgeho­
ben haben, ist dies von dem Beschluss 
der Bundesärztekammer bezüglich der 
(Muster-)Richtlinie zwar nicht unmit­
telbar betroffen. Selbst dann jedoch ist 
fraglich, ob es sich bei der Beschrän­
kung auf verheiratete und unverheiratete 
verschiedengeschlechtliche Paare um 
eine belastbare Rechtsgrundlage han­
delt. Denn aufgrund des Eingriffs in die 
Persönlichkeitssphäre der Patientinnen 
und ihr Recht auf Fortpflanzung dürfte 
eine gesetzliche Regelung erforderlich 
sein. Die Chance, eine diesbezügliche 
abschließende Regelung im SaRegG zu 
schaffen, hat der Gesetzgeber nicht er­
griffen. Es bleibt daher bei der unklaren 
Rechtslage.

Offen bleibt weiter die Frage nach der 
zulässigen Spendenanzahl. Eine hohe 
Anzahl an künstlichen Befruchtungen 
durch den Samen eines Mannes erhöht 
nicht nur das Inzestrisiko für die darauf­
hin geborenen Kinder, sondern erschwert 
auch deutlich die Kontaktaufnahme mit 
dem Samenspender. Die (Muster-)Richt­
linie der Bundesärztekammer zur Durch­
führung der assistierten Reproduktion 
und die Richtlinie des Arbeitskreises 
für Donogene Insemination begrenz(t)
en daher die zulässige Höchstgrenze auf 
1016 bzw. 1517 Samenspenden. Der Ge­
setzgeber hätte eine entsprechende klare 
Regelung schaffen sollen, zumal über 
das DIMDI nun Daten aus verschiedenen 
Einrichtungen zusammengeführt werden 
könnten.

Die Verwendung von sog. „Samencock­
tails“, also Mischungen von Samenzellen 
verschiedener Spender, wird im SaRegG 
nicht explizit verboten. Ein entsprechen­
des Verbot ergibt sich dennoch mittelbar 
durch das Gesetz. Denn Ziel des SaRegG 
ist es, die Durchsetzung des Kenntnis­
rechts zu sichern. Die Verwendung von 
Spermamischungen vereitelt das Recht 
des Kindes auf Kenntnis der eigenen Ab­
stammung und ist somit durch die Ärzte­
schaft zu unterlassen.

Ungeregelt bleibt weiter das Auskunfts­
recht der durch Embryonenspende ge­
zeugten Kinder. Grundsätzlich ist die Em­
bryonenspende in Deutschland gemäß § 1 
Abs. 1 und Abs. 2 ESchG verboten. Eine 
Ausnahme hiervon ist allerdings dann ge­
geben, wenn Embryonen durch künstli­
che Befruchtung erzeugt wurden und von 
den biologischen Eltern nun ungeplan­
termaßen nicht mehr verwendet werden 
(können) [3]. Auch ein auf diese Weise 
gezeugtes Kind hat ein Recht auf Kennt­
nis seiner eigenen Abstammung. Der Ge­
setzgeber hat es versäumt, die Datenerhe­
bungs- und Datenspeicherungspflichten 
auch auf diese Fälle zu erstrecken. Um 
dem Recht des Kindes auf Kenntnis sei­
ner eigenen Abstammung auch in diesen 
Fällen Rechnung zu tragen, sollten auch 
bei einer Embryonenspende die Daten 
durch die Entnahmeeinrichtung und die 
Einrichtung der medizinischen Versor­
gung erhoben und für die Dauer von 110 
Jahren gespeichert werden.

�� Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzustellen, dass 
die Regelungen des SaRegG erhebliche 
Auswirkungen auf die fortpflanzungsme­
dizinische Praxis haben. Die Aufklärungs-, 
Datenspeicherungs- und Mitteilungs­
pflichten sind mit einem außerordentli­
chen Verwaltungsaufwand verbunden. 
Inwieweit dem eine adäquate Vergütung 
entspricht, bleibt zu klären. Auch bezüg­
lich der Verwendung von Samen, der vor 
dem Inkrafttreten des SaRegG gewonnen 

wurde, bestehen Unsicherheiten. Darüber 
hinaus ist eine Reihe von wichtigen Fra­
gen vollkommen ungeklärt geblieben.

Die Empfängerin muss seitens der Ein­
richtung der medizinischen Versorgung 
darüber aufgeklärt werden, dass
–– das durch heterologe Samenspende 

gezeugte Kind einen Anspruch auf 
Informationen zur Person des Samen­
spenders hat,

–– diese Informationen und eine alters­
gerechte Aufklärung über die Art 
seiner Zeugung eine große Bedeu­
tung für die Entwicklung des Kindes 
haben,

–– eine begleitende psychosoziale Bera­
tung sinnvoll erscheint,

–– das Behandlungszentrum Familienna­
men (und eventuell Geburtsnamen), 
Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort 
und Anschrift der Patientin festhält,

–– sie verpflichtet ist, die Geburt des 
Kindes (Geburtsdatum und Zahl der 
Kinder) dem Behandlungszentrum 
spätestens 3 Monate nach der Geburt 
zu melden,

–– das Behandlungszentrum im Fall 
einer erfolgreichen Schwangerschaft 
dem DIMDI die persönlichen Daten 
der Empfängerin weiterleiten muss,

–– die Daten nach Ablauf von 6 Monaten 
nach der Übermittlung an das DIMDI 
gelöscht werden,

–– die Daten gelöscht werden, wenn die 
Behandlung nicht erfolgreich war 
oder nicht zur Geburt eines Kindes 
geführt hat,

–– die persönlichen Daten der Empfän­
gerin im Samenspenderregister des 
DIMDI für die Dauer von 110 Jahren 
gespeichert bleiben,

–– das DIMDI auf Antrag des geborenen 
Kindes (nach Vollendung des 16. Le­
bensjahres) oder seines gesetzlichen 
Vertreters die personenbezogenen 
Daten des Samenspenders mitteilen 
darf und

–– eine Feststellung der rechtlichen Va­
terschaft des Samenspenders nach 
§ 1600d Abs. 4 BGB ausgeschlossen 
ist.

Literatur:
1. Wehrstedt S, Thorn P, Werdehausen K, Katzorke T. Vor­
schläge zur Vorgehensweise bei Auskunftsersuchen nach 
donogener Zeugung. J. Reproduktionsmed Endokrinol 
2012; 9: 225–31.
2. Taupitz J, Theodoridis A. Das Gesetz zur Regelung des 
Rechts auf Kenntnis der eigenen Abstammung bei hetero­
loger Verwendung von Samen. MedR 2018; 36: 457–66.
3. Taupitz J, Hermes J. Eizellspende verboten – Embry­
onenspende erlaubt? NJW 2015; 25: 1802–7.

14Punkt 3.1.1 der (Muster-)Richtlinie zur Durchführung der assistierten Reproduktion, DÄBl. 2006, A 
1392, A 1395
15DÄBl. 2018, A 1096. Die stattdessen (gemäß § 16b TPG) erlassene „Richtlinie zur Entnahme und 
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